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Vorwort

Nur der informierte Kunde ist ein mündiger Kunde. Die insbesondere
vom europäischen Gesetzgeber daraus gezogene Konsequenz, die Be-
ziehung zwischen Bankkunde und Kreditinstitut mit immer neuen
Informationspflichten zu überfrachten, schafft kaum den mündigen
Verbraucher. Denn wir stellen in der Praxis immer wieder fest, dass die-
sem ein stabiles Grundgerüst an Finanzwissen fehlt. Ohne Finanz-
kompetenz kann sich der Verbraucher jedoch nicht auf Augenhöhe mit
dem Bankberater bewegen. Diese gestörte Vertragsparität wird auch
nicht durch ein Bündel an schriftlichen Informationen aufgewogen.
Ausdruck mangelnder wirtschaftlicher Allgemeinbildung ist es, wenn
sich zahllose Anleger Wertpapiere empfehlen lassen, deren Funktions-
weise und Risiko sie nicht erfassen. Der Berater, dem der Mangel an
Durchblick seines Gegenübers kaum entgehen kann, ist gerade wegen
dieser Unkenntnis verführt, besonders provisionsträchtige Risiko-
produkte ins Depot zu plazieren. Um so größer ist die Enttäuschung,
wenn sich Versprechungen der Finanzberater als Luftblasen heraus-
stellen. Im Ergebnis wird nicht nur der gutgläubige Kunde geschädigt,
sondern auch der Finanzplatz Deutschland. Denn enttäuschte Kunden
kehren dem Wertpapiermarkt in Scharen den Rücken.

Ähnliche Erfahrungen sammeln wir in anderen Vertragsbeziehungen.
Es scheint unausrottbar zu sein, dass trotz einer seit Jahrzehnten be-
stehenden Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs an allen Ecken und
Enden der Kundenbeziehung mit unzulässigen Entgelten gearbeitet
wird. Überteuerte Restschuldversicherungen gehören ebenso zum Arse-
nal bestimmter Teilzahlungsbanken wie die unzulässige Mithaftungen
naher Verwandter für Darlehen. Der Graue Kapitalmarkt, in dem Jahr
für Jahr Millionen von Anlegergeldern vebrannt werden, hat die Ge-
richte in den vergangenen Jahren über die Maßen beschäftigt.

Unser Ratgeber soll einen Beitrag dazu leisten, dass Verbraucher sich
mündiger in der Geschäftsbeziehung zu ihrer Bank oder Sparkasse
bewegen und sich ihrer Rechte ebenso bewusst werden wie den zahl-
reichen Fallstricken der diversen Vertragsgestaltungen.

Wir wenden uns bewusst auch an den Berater – egal ob auf Banken-
oder Verbraucherseite – und geben diesem Hinweise, wie Verbraucher-
konflikte gelöst oder – besser noch – von vornherein vermieden werden
können. Die Kreditwirtschaft hat vielfach angekündigt, sie wolle sich
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wieder verstärkt auf das Geschäft mit dem privaten Kunden konzen-
trieren. Wenn dies nicht als Warnung gedacht ist, die im Investment-
banking weggebrochenen Gewinnmargen nunmehr durch ungezügel-
ten Produktvertrieb auf dem Rücken der Verbraucher zu realisieren,
ist es angezeigt, die Kundenbeziehung fair zu gestalten und aus Fehlern
der Vergangenheit zu lernen. Auch dabei kann die Lektüre unseres 
Ratgebers helfen.

Düsseldorf, im November 2009

Hartmut Strube Stefanie Fandel




